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� Am 3. September haben
Oberbürgermeisterin und

Amtsleitung in Halle per Dienstan-
weisung an die MitarbeiterInnen
des ASD verfügt, dass innerhalb von
drei Wochen alle 314 Kinder und
Jugendlichen aus stationären Ein-
richtungen nach Hause zu entlassen
seien. Damit wollte das Jugendamt
seinen Beitrag zur Haushaltskon-
solidierung leisten. Der nachfol-
gende Beitrag von Johannes Her-
wig-Lempp benennt Hintergründe,
den Einfluss der Beratungsfirma
START und die Auswirkungen auf
Qualität und Organisation der
Arbeit des Jugendamtes Halle.

Es steht dem Unterthan nicht zu,
den Maßstab seiner beschränkten
Einsicht an die Handlungen 
der Obrigkeit anzulegen.

Kurfürst Friedrich
Wilhelm von Brandenburg (1620-1688)

Die Zeiten von Kurfürst Friedrich
Wilhelm von Brandenburg sind zum
Glück lange vorbei. Aber die Idee,
dass Mitarbeiter bei Planungs- und
Entwicklungsprozessen möglichst
herauszuhalten und erst mit fer-
tigen Ergebnissen zu konfrontieren
(!) sind, ist immer noch weit ver-
breitet. Exemplarisch hat dies in
Halle (Saale) jüngst Klaus Roth von
der Beratungsfirma START vorge-
führt. Er entwickelte in Klausur mit
der Leitungsebene des Jugendamts
ein sog. „Fachkonzept“, das eine
„radikale Umstrukturierung“ des
Jugendamts vorsah und durch die
Einführung sog. „pro-aktiver Syste-
me“ (gemeint sind Stadtteilge-
sprächsrunden) innerhalb von zwei
Jahren 20 Prozent der Hilfen zur
Erziehung einsparen sollte. Für den
Berater war dieser Auftrag eine
„reizvolle Herausforderung“ und
vor allem ungewöhnlich gut hono-
riert (die genaue Summe bleibt im
Dunkeln, aber es sollen mehrere
hunderttausend Euro sein). 

kaum oder nur schwer verstehen.
(Wundersamerweise ist Kreisel
inzwischen Leiter des Eigenbetriebs
Kita der Stadt geworden). Dass
Roth zugleich auch als Jugend-
hilfeträger für die Stadt tätig ist,
führt aus seiner Sicht, der der Ober-
bürgermeisterin und der Stadträte
deswegen noch lange nicht zu
Interessenskonflikten.
Trotz der Bedenken der Fachkräfte
wurde Roth mit seiner Firma START
wieder einmal beauftragt. Das
Ergebnis stieß auf erheblichen
Widerstand innerhalb und außer-
halb des Jugendamts, was Amts-
leiter Rochau und die Stadträte im
Jugendhilfeausschuss nicht küm-
merte: Sie wollten um jeden Preis
sparen. Das Jugendamt wurde
innerhalb kürzester Zeit „radikal“
umstrukturiert, indem u. a. die
bestehenden Fachteams aufgelöst
und in gemischten Teams mit 
SozialarbeiterInnen und Verwal-
tungsangestellten der verschiede-
nen bisherigen Abteilungen neu
zusammengesetzt wurden. Die
Koordinatoren dieser Teams muss-
ten nun auch keine Fachkompetenz
mehr vorweisen, sondern sollten
„allein für die Qualität verantwort-
lich“ sein. Wie zu erwarten, ent-
stand Chaos, worüber Mitarbeiter

Jugendhilfeträger und zugleich
Berater – in Halle ist alles möglich
Klaus Roth von START ist im Übri-
gen in Halle nicht unbekannt. Er
erhält von Stadt und Jugendamt
immer wieder Beratungsaufträge
und ist ein Freund der SPD-Ober-
bürgermeisterin. Vor einigen Jah-
ren haben er und sein damaliger
Geschäftspartner Jens Kreisel dem
Jugendamt ihr Softwareprogramm
zur Hilfeplanung „Jucon“ verkauft. 
Dieses Programm ist so unüber-
sichtlich und fehlerhaft, dass die
Anwender im Jugendamt und bei
den Freien Trägern darüber klagen,
nicht zuletzt auch, weil Klienten es

und Kooperationspartner klagten,
was aber von der Leitung nicht zur
Kenntnis genommen wurde.

Dabei hatten die Mitarbeiter von
Anfang an Berater Roth und Amts-
leiter Rochau darauf hingewiesen,
dass und auch wieso ihr Sparvor-
haben gar nicht gelingen kann. Sie
wurden nicht gehört, Widerspruch
war nicht erlaubt. Stattdessen ver-
sprachen Berater und Amtsleiter im
Jugendhilfeausschuss im Oktober
2006, innerhalb des nächsten Jah-
res bereits 2 Mio. Euro (und im Jahr
drauf dann noch mal so viel) sparen
zu können – alle Stadträte stimm-

ten sofort vorbehaltlos zu und ver-
abschiedeten das „Fachkonzept“
gegen die Stimmen der Fachleute.

Ominöse
Dienstanweisung
Im Sommer begriff schließlich auch
die Leitungsebene, dass sich in die-
sem Jahr die Ausgaben nicht ver-
ringern ließen. Daraufhin haben
Oberbürgermeisterin und Amts-
leiter am 3. September die „ominö-
se“ (Tagesthemen) Dienstanwei-
sung erlassen, nach der innerhalb
von 3 Wochen alle 314 Kinder und
Jugendlichen aus stationären Ein-
richtungen nach Hause zu entlas-
sen seien. In diesem Jahr sollten
dadurch, das wurde penibel genau
berechnet, noch genau 2185 500,–
Euro gespart werden. Auch hier
wurden wieder die Fachkräfte im
eigenen Amt vorher nicht gefragt,
sie hätten allein schon auf die
organisatorische Unmöglichkeit
der Anweisung hinweisen können,
ganz zu schweigen von den schwer-
wiegenden fachlichen und recht-
lichen Bedenken. 
Die Empörung in der Öffentlichkeit
und der Fachwelt war und ist groß. 
Eine Reihe von Medienberichten
wie auch Artikel in Fachzeitschrif-
ten erschienen: „Unter fachlichen

HINWEIS

Als eine Reaktion auf das
„Fachkonzept“ hat sich 2006
eine Initiativgruppe für eine
„Beschwerde- und Vermitt-
lungsstelle in der Jugendhil-
fe“ gebildet, die Kinder,
Jugendliche und Eltern dabei
unterstützen will, ihre Rech-
te gegenüber Jugendamt und
Freien Trägern der Erzie-
hungshilfe aktiver wahr-
nehmen zu können. Wei-
tere Informationen unter
www.lotse-halle.de

D B S H  R E P O R T

Schlecht beraten:
In Halle regiert der „Roth-Stift”
JUGENDAMTS-MITARBEITER MELDEN SICH ZU WORT Johannes Herwig-Lempp

  FS_1-08_3.12  03.12.2007  16:58 Uhr  Seite 42



Forum SOZIAL 1/2008 31

Gesichtspunkten ist ein solches Ver-
halten unprofessionell, unter juris-
tischen Gesichtspunkten als rechts-
widrig zu charakterisieren“ (Merten
2007). Die Mitarbeiter im Jugend-
amt waren entsetzt, sie waren wie-
der einmal nicht gefragt worden.
Frau Szabados vertraute allein
ihrem Berater, der sich von ihr damit
sozusagen zum „Roth-Stift“ ma-
chen lässt, und erklärt „Er weiß we-
nigstens, wovon er spricht.“
Nach dem Chaos der letzten Mona-
te verschärfte sich die Situation 
für die MitarbeiterInnen nun noch.
Die Oberbürgermeisterin gab in der
Öffentlichkeit gerne zu, dass diese
unter erheblichem Druck stehen.
„Es soll endlich gründlich und kon-
kret geprüft werden, welche Kinder
und Jugendlichen in ihre Familien
zurückkönnen.” Dass dies bereits
mindestens halbjährlich durch die
ASD-Teams geschieht, verschweigt
sie – weil es einfacher ist, die Mit-
arbeiterInnen für inkompetent zu
erklären und zu unterstellen, dass
sie Druck brauchen, um gut zu
arbeiten. Der Amtsleiter verteidigte
die Dienstanweisung mit dem Hin-
weis, sie sei ein „Ausfluss“ (!) des
Fachkonzepts, ganz offensichtlich
sieht auch er sich durch Klaus Roth
sehr gut beraten.

Abwertung der
fachlichen Arbeit
Mehrere Teams äußerten ihre
Bedenken gegen die Dienstanwei-
sung in umfangreichen Briefen an
Amtsleiter und Oberbürgermeiste-
rin, ohne erkennbare Wirkung: sie
fühlen sich abgewertet. Außerhalb
des Jugendamts dürfen sie sich
nicht äußern, weshalb die öffent-

die Unwahrheit. Überprüfung hin
oder her – für das kommende Jahr
halten er und seine Chefin unver-
rückbar an dem Ziel fest, 20 Prozent
der Kosten für Hilfen zur Erziehung
zu sparen (4 Mio. Euro). Und können
weiterhin nicht erklären, wie das
konkret erreicht werden soll.
Die Meinung der MitarbeiterInnen
war bislang nicht gefragt, sie haben
für ihre Obrigkeit und deren Berater
offenbar eine zu „beschränkte Ein-
sicht“. Die Leitung selbst ist un-
einsichtig und „beratungsresistent“,
kann auf die ernste Krise nicht
angemessen reagieren, ja erkennt
sie noch nicht einmal als Krise und
hält an ihrer Strategie eisern fest.
Und sie wertet ihre Mitarbeiter wei-
terhin öffentlich ab. Jetzt äußern
sich diese doch noch selbst – „mit
Bauchschmerzen und der Angst im
Nacken“. Sie wollen, dass ihre Ver-
zweiflung und ihre Warnungen vor
nicht wieder gut zu machendem
Schaden an Kindern und Jugend-
hilfe-Struktur endlich wahrgenom-
men werden (wenn nicht von der
Leitung, so von der Öffentlichkeit,
darunter auch den verantwortlichen
Stadträten) und zum Umdenken
führen. Sie machen nicht mehr, als
mit all ihrer fachlichen Kompetenz
darauf hinzuweisen, dass die Um-
strukturierung, das Fachkonzept
und die Dienstanweisung nicht so
funktionieren (können), wie das
Berater und Leitung behaupten. Und
dass es nicht nur Unsinn, sondern
auch gefährlich ist, was da gegen
alle Vernunft und um jeden Preis
durchgesetzt werden soll. 
Im Jugendhilfeausschuss wurde die
Kenntnisnahme der Briefe und da-
mit die Warnungen und Hilferufe
der MitarbeiterInnen ganz gelassen
um einen Monat auf die nächste
Jugendhilfeausschusssitzung ver-
schoben. Somit ist nicht nur der
Mut der Briefeschreiber zu bewun-
dern, sondern auch, dass sie trotz
allem nicht aufgeben, ganz nach
dem Motto: Du hast keine Chance,
aber nutze sie! �

Alle Dokumente, Literaturverweise 
und ein Überblick über die Veröffent-
lichungen in den Medien sind auf der
Webseite des Autors (unter http://www.
herwig-lempp.de/dokumente.htm) zu
finden bzw. können bei ihm angefordert
werden.

liche Diskussion weitgehend ohne
ihre Perspektive geführt wurde.
Allerdings verfolgten sie die Be-
richterstattung in den Medien mit
Interesse. Ein Mitarbeiter äußerte
sich in einem privaten Brief:
„Ist schon toll, dass es diese Reak-
tion (und vor allem in diesem Aus-
maß) gibt. Wir hoffen noch immer
darauf, dass unsere Chefs erken-
nen, was sie verursachen.
Besonders schlimm empfinde ich
jedoch hier an der ‚Wiege des Irr-
sinns’ die fehlende Wertschätzung
unserer Arbeit durch die Leitungs-
ebene und die damit verbundene
Ignoranz. Es wird viel gelabert von
Quartiersrunden und über diese
von Herrn Roth ausgehenden
Gedankenblitze, aber eigentlich
haben wir aktuell nur die Möglich-
keit auf bestehende Situationen zu
reagieren. Von präventiver Arbeit
sind wir weit entfernt.
Es werden Dinge in der Leitungs-
ebene entwickelt, welche wir
umsetzen sollen, ohne mit uns dar-
über zu reden oder vielleicht sogar
die erforderlichen Rahmenbedin-
gungen zu schaffen. Der reine
Wahnsinn! Man kann es kaum klar
benennen.”
Am 25. Oktober gab die Ober-
bürgermeisterin ihrem Amtsleiter
„Anweisung“ (ohne die geht es of-
fenbar in der Stadtspitze nicht), die
Dienstvereinbarung zu überarbei-
ten. Er selbst erklärte am gleichen
Tag, er habe „unglücklich formu-
liert“ und eigentlich „Überprüfung“
statt „Rückführung“ schreiben wol-
len – d. h., entweder kann er sich in
einer solch wichtigen Angelegen-
heit nicht einmal richtig aus-
drücken oder er sagt unverhohlen

Die Meinung der 
MitarbeiterInnen war
bislang nicht gefragt,
sie haben für ihre
Obrigkeit und deren
Berater offenbar 
eine zu „beschränkte
Einsicht“.
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